
i Aſien die Präfektur Kaſchmir und Kafriſtan, Niederlaſſungen In der
Erzdiözeſe Madras, die Präfektur Labuan Uund Nord-BVorneo un einige
Pfarreien auf den Philippinen in der lözeſe Jaro auf Panay und den N.
liegenden Inſeln; auf den Südſee⸗Inſeln die abri⸗-Miſſion auf Neuſee
an un den iözeſen Wellington und Auckland El Prieſter dieſer Miſſion
beſchäftigen ſich mit der Seelſorge der zirka 5000 Köpfe zählenden öſterreichiſchen
Untertanen, meiſtenteils Kroaten, die ſich mit Gummigraben ein ſchönes
verdienen.)

V  16 Zeitſchrift bringt NUL Mi  ibnsnachrichten Die Berichte ſtammen
meiſt von bekannten Miſſionären Aus Tirol. iſſionsfreunden kann dieſe Zeit
chrift beſtens empfohlen werden.

ern von Afrika Organ der deutſchen Provinz der Pallottiner.
Druck Iund Verlag der Kongregation der Pallottiner, Limburg X  &  ahn
Preis für den A  ahrgang

Die Zeitſchrift CLItet aneführlich über das den deutſchen Pallot—
tinern anvertraute Vikariat amerun Reiſeberichte wechſeln mit belehrenden
Ttiteln und gewähren ⁰ dem eſer einen tieferen Einblick In die Verhält
niſſe dieſer aufſtrebenden Kolonie. Der Leitartikel iſt meiſt aufmunternden
Inhaltes. Für Unterhaltung ſorgt eine Erzählung 2  edes Heft bringt durch
ſchnittlich 6—88 Illuſtrationen. Freunden der deutſchen Kolonien kann die
Zeitſchrift eſtens empfohlen werden; desgleichen der uim elben Verlage —
ſcheinende Kameruner Miſſionskalender

melſtelle
Gaben⸗Verzeichnis:

Bisher ausgewieſen: 2 Neu eingelaufen:
„Ungenannt“ Heiligenkreuz bei Baden 5 M.; — Anna⸗Steyr für Aſſam
Salvatorkirche) (Friedland bei Miſtek) 100 K PpTO diversis

missionibus; Jo  H Kobylanskyj, Domherr bei St ebrg Iin Lemberg, Ar die
dürftigſten Miſſionen K; Anton Frank, Pfarrer in auſen In Tirol, für
die Ausſätzigen in Biwaſaki

Geſamtſumme der bisherigen Spenden: 32.268 1Deo gratias!
Im gütige Spenden bitten ringend der Berichterſtatter und die Redaktion.

Kirchliche Zeitläufe.
Von Ir Bonifaz Sentzer 3. S Paul, Kärnten.

Aus den Debatten Uber den bayriſchen Jeſuitenerlaß. Der Schul  —
kampf In England. Die Schulfrage im reußiſchen *  A  andtag und

deutſchen Een  9
War das enn Rauſchen Im deutſchen Blätterwald! O rech

En Stück Kulturkampf mit all ſeinen unerquicklichen Auswüchſen an

Befehdung, (M Uebertreibung und maßloſer Verhetzung. Man konnte
ſich ordentlich mͤM Jahrzehnte zurückverſetzt wähnen, Iun Zeiten, die wir
mittleren Alters in mehr vom Hörenſagen kennen, In jene Zeiten, da
man im 2651½

ſuiten den leibhaftigen Gottſeibeiuns und den geſchworenen
Todfeind des Vaterlandes rblickte und das eutſche el noch 3
retten hoffte durch die allerſchwerſten Ausnahmebeſtimmungen, wie
ſie niemals und ſelbſt heute N gegen gemeine Verbrecher oder
Anarchiſten waren In Anwendung gekommen. Und die Veranlaſſung
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All dieſer Erregung in der Preſſe, Iu Verſammlungen bis hinauf n
den deutſchen Reichstag?

Am Auguſt vorigen 360  ahres der damalige bayriſcheKultusminiſter Dr Wehner eine Anweiſung erlaſſen, durch welchedie bisherige Praxis HWi Ausführung des Jeſuitengeſetzes für Bayerneine Verſchärfung erfahren ſollte. Urde auch die Cue Beſtimmungnachträglich durch einen offiziöſen Kommentar teilweiſe wieder rück
gängig gemacht, war doch der Angelegenheit die öffentliche Aufmerkſamkeit zugewandt worden nd ES war die Ueberzeugung vieler,daß früher oder ſpäter die Vollzugsbeſtimmungen des Jeſuitengeſetzeseiner Reviſion unterziehen ſeien. Bayern mittlerweile da  8
Miniſterium H ertling bekommen. Unter ihm, dem weithin bekannten
ehemaligen Zentrumsvorſitzenden, riffen der Miniſter des InnernFreiherr von Soden und Kultusminiſter von nilling die Aktion mn
Sachen der Ve

ſuiten wieder auf und erließen N die weltlichen Be
hörden und die geiſtlichen Ordinariate einen Tla der die Anſicht ver
trat, daß Angehörige des Jeſuitenordens, ſobald ſieé zeitlich dem
Ordensverband N angehören und ſomit der biſchöflichen Y

Uris⸗diktion unterſtehen, In der Seelſorge alle jene prieſterlichen Hand⸗Ungen ausüben dürfen, wie ſie Aufgabe jede  2  8 Prieſters ſind Nur
—

U

—

iſſionen ſollten entſprechend dem Wortlaut des Geſetzes QAaus
9 ſein. Dieſe mildere Auslegung des de Jeſuiten⸗geſetzes NUnl erregte die Geiſter allenthalben nd gab 3 einem mächtigenSturme Veranlaſſung. —  — ich beral nannte und dem EvangeliſchenBund angehörte, trat auf den Plan, em anderes Mal das Vaterland
Qus ſchwerer Not befreien.

War ſchon von allem Anfang an nicht anzunehmen, daß ſichda ohnehin — 2 angefeindete Miniſterium ertling In rivolerWeiſe ud durch eine offene Verletzung bundesrätlicher Beſtimmungen
Feinde chaffen erde, ˙ enügt en lich auf den Erlaß, um deſſenBerechtigung wohl erkennen. Der Bundesrat, dem die nähereInterpretation des Jeſuitengeſetzes eichstag überlaſſen worden

war, hatte unter anderem mMi 265  ahre 1872 den Jeſuiten jede „Ordens⸗
tätigkeit“, ſowie die Abhaltung von Miſſionen innerhalb der Grenzendes deutſchen Reiches unterſagt. An dieſe Ausführungsbeſtimmunganknüpfend, hieß S In dem bayriſchen Tla

5„  4s Wort „Ordenstätigkeit“ ſtellt nicht einen ohne wer
teres feſtſtehenden, eſtimm Umgrenzten Begriff dar ndem der
Bundesrat dieſen weiterer ud Engerer Auslegung fähigen Begriffwählte, überlie E8 der Geſetzhandhabung, dem Kreiſe der den
Jeſuiten verbotenen Wirkſamkeit die näheren Grenzen ziehenBei der Ohin den Einzelſtaaten eingeräumten Bewegungsfreiheit fürden Geſetzesvollzug ird den jeweiligen Zeitverhältniſſen ein
IC

angemeſſener Einfluß auf die ſtrengere oder mildere Handhabung de  8
Geſetzes nicht 3u verſagen ſein Ohne daß dem Reichsgeſetz oder
ſeinen T irgend E Gewalt angetan wird,
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kann dem Begriff „Ordenstätigkeit“ im Sinne der Ziffer der Reichs⸗
kanzler⸗Bekanntmachung XII.  li 187— eine die bisherige Uebung
einſchränkende Auslegung gegeben werden. Die genauere Umgrenzung
de egriffes „Ordenstätigkeit“ ird In der Weiſe U erfolgen haben,
daß Handlungen, die als rein prieſterliche, von dem eigentlichen
Aufgabenkomplexe des Ordens losgelöſte Funktionen ich darſtellen
und bei denen die Ordensangehörigen 5  Um vorhergehender
Aushilfe in der Seelſorge einer von der Ordensleitung unabhängigen
Aufſichtsgewalt unterſtehen, al außerhalb de  8 (biete der Ordens—
tätigkeit liegend angeſehen werden.

Miſſionen müſſen Iim Hinblick auf da ausdrückliche Ver
bot der Reichskanzler⸗Bekanntmachung Uli 1872 auch ferner⸗
hin der den Jeſuiten unterſagten Tätigkeit zugerechnet werden. Weſent⸗
lich verſchieden von den Miſſionen ſind die ſogenannten Ko nf ere N3 IU,
die hauptſa Vorträge apologetiſchen oder ſozialen Inhalts
Gegenſtand haben. Solche In profanen Räumen ſchon bisher Uun

bedenklich zugelaſſene Konferenzvorträge werden In den Ver
bote betroffenen Wirkungskreis auch nicht einzubeziehen ſein, enn
ſie In kirchlichen Räumen abgehalten werden und Uit hnen
Gelegenheit 3Um Empfange der Satramente verbunden wird.“

Von einer Aufhebung des Ausnahmegeſetzes für ayern
natürlich keine Bewegte ſich aber der LI außerhalb der vom
Bundesrat gegebenen Richtlinien, ⁰ brauchte von dieſer geſetzgebenden
Körperſchaft nur eine Faſſung des Wortes „Ordenstätig⸗
keit“ egeben werden, und der bayriſche TId wurde gegenſtands—
108 und mußte mochte EeS auch ohne lamage des „klerikalen“
Miniſteriums nicht abgehen den Weg ⁰ manchen Aktenſtückes
gehen

— einfach durfte freilich die ache Im ande nicht verlaufen.
Moderniſteneid und Borromäus⸗Enzyklika hatten die ege gezeigt,
wie Qus jeglicher katholiſchen Außerung Kapital ſchlagen iſt Und
der wurde prompt beſchritten. Kaum war der vertrauliche
Erlaß (kannt geworden, als auch ſchon mit Freuden die ver
meintlichen neuen Waffen das „klerikale Miniſterium Hertling“
eg  5t und mit reitem ehagen un der olge benutzte wie in Bayern,
˙ Im Reiche und außerhalb desſelben. Die Unſinnigſten Folgerungen
wurden gezogen. Im Geiſte ſah an bereits das Jeſuitengeſetz wenig⸗
ſtens für Bayern aufgehoben. O wenigſtens gebärdete ich U. das
„Berliner Tagebl.“, wo EeS un (V 169 2

7 Auf dieſe Weiſe wird Im Handumdrehen das Jeſuitengeſetz
für Bayern außer geſetzt Denn ES verſteht ſich von ſe daß
die Mitglieder der Geſellſchaft Ve

ſu mit den Kautſchukbeſtimmungen
des miniſteriellen Geheimerlaſſes

C ſich überall gelten machen wiſſen
werden. An die telle der „Miſſionen“ werden ſie eben in Zukunft
„Konferenzen“ Etzen Auf den Namen bmm 8 weiter nicht 0
venn un in der Sache die Jeſuiten tüaſt für ihre Tätigkeit keine



Hinderniſſe mehr U befürchten rauchen N. wie man die Wirkſamkeit
des Jeſuitenordens Qus Ener nach Jahrhunderten zählenden Geſchichte
kennt Ird man annehmen dürfen daß der TIden ſich die günſtige
Ge egenheit nicht entgehen laſſen wird IM IN Bayern einzudringen
und ſeinen Zwecken Ut all der Energie ud Klughei dienen die
den Orden IMmmMer ausgezeichnet en

Sollte das Ziel auch nicht ſofor erreicht werden der Jeſuiten
orden zie bei ſeiner bekannten Schlauheit Qus der ſophiſtiſchen
Interpretation ſeinen doppelten Gewinn „Denn EeS legt auf der
Hand daß der Jeſuitenorden nach dem neueſten Erlaß der Hertlingſchen
Miniſter mit 3wei .. bern ügen kann auf der EMnen Ette ird EL
die günſtigſte Gelegenhei Aben Propaganda größten Stils
U reiben auf der anderen Ctte ird ſich doch ſchwankenden
Elementen rührſelig als verfolgte Unſchuld intereſſant machen
können Auf dieſe Weiſ hat der Jeſuitenorden künftig M Bayern
vor allen anderen agitatoriſchen Richtungen ungezählte Pfunde vor
us Das EL ſich natürlich nach beſten Kräften zunutze machen Dir
„Berl Tagebl.“ G.

Weniger begreiflich var E8 daß die ſozialdemokratiſche
Pre E ich heftig erregte und M dem Erlaß Ni Geringeres denn
Cnen „Rechtsbruch 5„Emn Willkürregiment ſchlimmſter Sorte“ EL
blicken wollte ſie die doch bisher jede Ausnahmegeſetz Ver
vahrung einlegte deſſen Wirkungen ſie ehedem OIn Elgenen eibe
puren bekommen hatte Daß die Nationalliberalen die Haupt

IM Streite aren konnte weiter nicht wundernehmen hr
Weizen blüht noch mun NI beſten M Enem rif fröhlichen Ultur
am und der war auch hier ihr Ziel trotz CVU gegenteiligen Be
hauptungen Mean leſe ur was die „Köln Volkszeitung Qus

„Nun hat das EEnationalliberalen Organe mitzuteilen
Zentrumsminiſterium Bayern den „Mut“ gefunden der We
erklären, daß vlerzig Jahre lang das Jeſuitengeſetz alſch verſtanden
und ausgelegt worden ſei Gerade die kirchliche, prieſterliche Ordens
tätigkeit der e

ſniten ird freigegeben und Ee ihren volks
aufwühlenden, die Konfeſſionen verhetzende „Miſſi
onen“ Vir. der Weg freigegeben Wenn die Ve

ſuiten ihre Arbeit Kon
ferenzen ollen e Iu der Kirch ihre Vorträge halten und
gottesdienſtliche Handlungen Kommunion und Beichte anknüpfen
dürfen eit iſt S Bayern ücklich gekommen 77 Das war doch
wahrlich K

lturkampfſprache!

Schon anfangs April kündigten die Liberalen Qyern für
den &  andtag, wie auch die nationale Fraktion für den Reichstag
Interpellation Qn

Wir übergehen die weitere Preßdebatte, die ich vorwiegend
darum drehte, wa Uunter „—Ordenstätigkeit“ verſtehen Eei, und ob
N unter die verbotenen Miſſionen auch die geiſtlichen Konferenzen
3u rechnen ſeten E war Qbet nicht unintereſſant U beobachten
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wie unterrichtet ich Plötzlich die lÜiberale Preſſe auf katholiſchem Ge
biet gerierte ud wie ſie Uiit einer Weisheit und Salbung ber Zwecknd E  0  8 von Miſſionen und Konferenzen redete, als ob ſie ahr
Qus, jahrein von nichts anderem thren Leſern berichten hätte

Ehrlich war wohl in den wenigſten 75  ällen mit den JeſuitenH dieſem Ampfe gemeint. ud auch die Rechtsfrage, ber die ſich
10 diskutieren ließe, bei nicht allzu lelen der wirkliche Grund
threr rregung geweſen ſein Die eigentliche Triebkraft iſt wo anders

Uchen Hier im Haſſe wider die SE

ſuiten ſelbſt, dort In ausgeſprochen
feindſeliger Geſinnung das Zentrum, das ſich von jeher der
Geſellſchaft tatkräftigſt annahm, bei manchem auch der Wunſch,
dem konſervativen Reichskanzler Aam euge flicken und ihn
geégen da  8 katholiſche Miniſterium Hertling auszuſpielen. ſt aber
Bethmann⸗Hollweg nicht unterzukriegen, nun gut, ⁰ möge er wenig
en In Bayern reinen Tiſch machen Es ſt zunächſt das „Berliner
Tageblatt“, das ihm den wohlgemeinten Rat gibt „Wollte Herr von
Bethmann⸗Hollweg konſequent ſein, E önnte dem bayriſchen
Prinzregenten nuur empfehlen, das Miniſterium ertling U entlaſſen
und ein Miniſterium berufen, das bereit iſt, die Reichsgeſetze

reſpektieren. In Bayern Urde der Arz des Ultramontanen
Miniſteriums Uit nem Ruf der Erleichterung in ehr weiten Kreiſen
der Bevölkerung begrüßt werden und keineswegs etwa blo von be
raler ud ſozialdemokratiſcher Ette Auch gute Katholiken ſtimmen
mit der Oppoſition darin überein, daß dieſes Parteiregiment Hertling
emn Unglück für Bayern Das war eutliche Ausſprache! Man eL
eifert ſich ber den Jeſuitenerlaß und will das „Ultramontane“
Miniſterium ſtürzen.

Die Rückkehr des Reichskanzlers von Korfu und ſein Aufent⸗
halt In München kann al der Höhepunkt der geſchaffenen Situation
angeſehen werden Aller Augen nach München gerichtet. E.  U
iſt das keine Uebertreibung unſererſeits. Man höre nuLl den „Fränk.
Kurier“ un W 188

•  Ie Unterbrechung der eiſe des Reichskanzlers von eth
mann⸗Hollweg in München trägt einen hochpolitiſchen Charakter
und gilt hauptſächlich dem ayriſchen Jeſuitenerlaß. Eine verhaltene
und offene Verſtimmung ſämtlicher Bundesſtaaten geégen Bayern iſt
Tatſae Bayerns Blamage m der Sache kommt auf das Konto
des Miniſterpräſidenten Freiherrn von Hertling, der n einem be
ſonderen Miniſterrat den Lla durchdrückte. Es El auch, daß der
danzler Iu dieſer Richtung mit ſpeziellen Weiſungen de  U aiſer?

Regenten kommt Im übrigen gibt der Eeſu des Kanzlers
ereits den gewagteſten erüchten und Kombinationen Ver
anlaſſung. Wahrſcheinlich wird über das Reſultat de Beſuches ein
Communiqué erſcheinen.“

Was hatte man nicht alles erwartet, und zuletzt wie viel
Träume ud heimliche ünſche zerplatzten damals nicht gleich Seifen⸗
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blaſen, al ES um einfachſten Höflichkeitsakt de Kartenwechſelszwiſchen beiden Regierungsvertretern Bethmann und Hertling ＋

E.

am!
Es war eine ſtarke Entnüchterung für 0 manchen Heißſporn und voll
Staunen fragte man ich, wa wohl Iun Korfu mag verhandelt worden
ſein „Glaubt der Herr Reichskanzler, nachdem EL Kaiſer ſelbſmit Inſtruktionen für die nächſte Zeit verſehen vorden iſt, auf die
Inſtruktionen des ſchwarzen Mitregenten verzichten 6 können? Oder
varen die Inſtruktionen, die ihm der aiſer erteilte, derart, daß ſieeinen Beſuch bei dem Mitregenten ausſchloſſen? In nicht 3u fernerZeit Ird Genaueres darüber erfahren, ſpäteſtens bei jener
Interpellation zur Jeſuitenfrage Iim Reichstag, die dem Reichskanzlerund ſeinem Mitregenten Gelegenheit geben wird, ihre beiderſeitigeAuffaſſung über ernſte und ſcherzhafte Handhabung eines Reichs⸗
geſetzes darzulegen.“ Eer Tagebl. Nr 191.)

Erheiternd MAn dem Getue war eigentlich die llent
halben ichtbar werdende Angſt vor den Jeſuiten nd die von Zeit
4 Zeit dieſe 7  Furcht geißelnden Stimmen von ſozialdemokratiſcherSeite So enn nach der „Köln. Volkszeitung“ das rote Parteiorgan
von Göppingen ſehr richtig chreibt „Dieſe echt liheralen Seelen
trauen der 1 der Überalen Kultur, Enn man davon reden darf,
immer noch nich viel 3  U, daß ſie ES mit der Arbeit der paar Jeſuiten
erfolgreich aufnehmen kann. Kein kläglicheres Zeugnis für den Libera—
Üismus al die blödſinnige Jeſuitenangſt, wie ſie bei dieſer Gelegenheit
wieder Tage tritt.“

Allmählich zeigte 58 ſich, daß das ayriſche Miniſteriun denn
doch nicht ſo kopflo und ohne Verſtändigung der übrigen Regierungen
gehandelt atte, wie ihm war vorgeworfen worden. Schon Unterm

Jänner 250 S den Regierungen der größeren Bundes
ſtaaten ſeine Abſicht mitgeteilt, den Begriff Ordenstätigkeit künftighin
In einſchränkender Weiſe auszulegen, womit keineswegs das Anſinnen
verbunden wurde, „amtlich dieſer Auslegung beizutreten, ſondern
lediglich die Abſicht, leſe Regierungen von dem in Ausſicht ſtehenden
Vollzuge de Jeſuitengeſetzes verſtändigen.“ Uzerdem teilte das
bayriſche Kabinett mit, daß ihm Iim Qufeé des Februars eitens einiger
beteiligten Bundesregierungen, darunter auch der preußiſchen, Aeußer⸗
Ungen zugekommen ſeien, die wohl den Standpun dieſer Regierungen
darlegten, edoch In keinem Fall eine förmliche Verwahrung gegen
da beabſichtigte Vorhaben.

Alle  8 umſonſt! Die See 157 weiter und chien eim E*
verlangen, und nahte der Tag der Interpellation im deutſchen
Reichstage, ein .  großer .  Tag, mochte auch eine Arge Enttäuſchung
bringen nicht dem Zentrum, wohl aber den vereinigten Gegnern
Die Begründung der nationalliberalen Interpellation durch DOr Junk
ſchah leidenſchaftslos und führte kaum neéeue Geſichtspunkte ins
Treffen, Die ſie M ſchon vorher n der Preſſe diskutiert worden
ren Die Rede auf den —.  on geſtimmt: Bayern hat ſich de Un
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gehorſams einnem Reichsgeſetze gegenüber ſchuldig gemacht Nd wir
wünſchen, daß die zuſtändige Behörde ein genaues Ueberwachungs—
recht übe waäre Ut dem Reichsgedanken wohl unverträglich, bvenn
ſich PTTF

gewiſſermaßen ein königlich preußiſches nd ein königlich ayriſche

—
Jeſuitenrecht ausbilden ⁰

Die Beantwortung des Reichskanzlers bewegte ſich mn den
gleichen Ideen. Sie ſchloß mit der emertung ab und 77 war das
die Enttäuſchung des ages daß, nachdem dem Bundesrate emn
ayrif cher ntrag vorliege, den umſtrittenen Begriff „Ordenstätig⸗
keit“ näherhin U beſtimmen, das Ergebnis des Bundesratsbeſchluſſes
abzuwarten ſei Weit entſchiedener var die Stellungnahme des
bayriſchen Geſandten Lerchenfeld, deſſen Ausführungen Hi
dem atze gipfelten: „Ich glaube, die ayriſche Regierung iſt mn dieſer
ache ⁰ verfahren, wie ſie verfahren onnte Sie hat ihre Auffaſſung
vertreten, hat aber nicht beſtritten, daß auch andere Auffaſſungen be
tehen können.“

Das Fazit der Regierungserklärungen var ſomit: Der Bundes—
rat hat letz das Wort

Die beiden Zentrumsredner Spahn nd Gröber gingen In
ihren Erörterungen ſchon tiefer auf den Kernpunkt der Frage en
Ihnen erſchien die Auslegung des Geſetzes Urch den Bundesrat ber
haupt dem Geiſt des Geſetzgebers nicht entſprechend, der ſeinerzeit
die Ordensniederlaſſungen und die Ordenstätigkeit reffen und ver
leten wollte Hätte der Reichstag 1872, ſagte Spahn, auch die prieſter⸗
lichen Handlungen des einzelnen verbieten wollen, ware da  D „ein
ſchwerer Eingriff In die 9  0 Organiſation der katholiſchen Kirche,
in die Organiſation des katholiſchen Epiſkopates, in die Gewiſſ

ens

2
freiheit des einzelnen Katholiken. Wenn der Bundesrat das gewollt
hat, dann iſt Üüber die Befugnis hinausgegangen, die ihm da
ſuitengeſetz gegeben 0  . Zur gleichen Anſchauung gelangte Gröber,
der mit juridiſcher Schärfe nachwies, daß ſeinerzeit der Reichstag
zwei Kampfmittel gegen die Jeſuiten angewendet wiſſen wollte
Aufenthaltsbeſchränkung Ud Niederlaſſungsverbot. Wer
behaupte, daß noch weitere Kampfmittel zuläſſig eien, habe Qfur den
Beweis anzutreten ud der ſei bis heute noch nicht geliefert. H Dteé
das Geſetz eute gehandhabt werde, ſei ES ein Geſetz gegen da ganze
Ordensweſen der katholiſchen Kirche. Gehe man davon aus, daß prieſter⸗
iche Tätigkeit und Ordenstätigkeit nich trennen ſeien, trifft da
Geſetz nicht bloß den Ordensmann, ſondern den katholiſchen Prieſter
überhaupt. „Dann Aben wir Katholiken,“ chloß der Redner, „vollends
das Recht, uns ber Unfreiheit beklagen, nd da Hir einem Mo
ment, alle Mächte de mſtur

0

*

Es volle Freiheit haben
habe dagegen nichts, aber ich verlange, daß die gleiche Freiheit, wie
für den Unglauben, auch für den Glauben gewährleiſtet werde.“

Ueberblickt man die ganze ebatte, Ill EeS ſcheinen, als ob
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der Reichstag bei neuerlicher Beratung des Jeſuitengeſetzes lit noch
größerer Mehrheit deſſen Aufhebung beantragen dürfte. Ob dann der
Bundesrat emn lertes Mal dem entgegenarbeitet? Für Bayern iſt
der vielbeſprochene TId einſtweilen außer Kraft geſetzt, I der Ent
ſcheidung de Bundesrate nicht vorzugreifen. die Verhand⸗
Ungen IM bayriſchen Landtag arüber iſt kaum nachzutragen.
Die Erledigung durch den Bundesrat ird ns Gelegenheit geben, auf
die Jeſuitendebatte des ꝗ

ahres 1912 zurückzukommen.

Im engliſchen Parlamen wurde Ende I bereits die
fünfte iberale Schulbill begraben. Unſer letzter Bericht Qus
England agte, daß man aun katholiſchen und gläubig anglikaniſchen
Kreiſen der Hoffnung iſt, das berale Miniſterium habe QAus dem — chick
ſal ſeiner bisherigen Schulpolitik die Unmöglichkeit, ſie fortzuſetzen,
eingeſehen und erde die Angelegenheit vorläufig ruhen laſſen In
der Tat ammte auch die neueſte Schulgeſetzvorlage nicht von der
Regierung, ſondern war von einem Mitglied des Unterhauſes, Sir
George Croydon-Marks, eingebracht worden, freilich Iim Ein  2
verſtändnis mit der Regierung, die auch bei der Abfaſſung der Bill
Hilfe leiſtete. Der Geſetzentwurf beſtimmte, daß In den Schuldiſtrikten,
un welchen eine konfeſſionelle, atholiſche oder anglikaniſche Schule
vorhanden ſei, Gunſten der dort wohnenden nonkonformiſtiſchen
Kinder die konfeſſionelle Schule uin eine konfeſſionsloſe taatsſchule

EIA
umgewandelt erde, damit ſie auch von dieſen Kindern beſucht werden
könne; ſollte ſich aber die Konfeſſionsgemeinde, der die Schule gehört,
5  U dieſer Umwandlung nich verſtehen, E ſollte der betreffenden Schule
der bisherige geſetzliche Staatsbeitrag un Zukunft entzogen werden.
Durch dieſe ungerechte Maßregel varen etwa 160 katholiſche Elemen—
tarſchulen emn Drittel eL katholiſchen Schulen nd 3000 angli⸗
kaniſch Pfarrſchulen mit dem Untergang bedroht, da Ohne dieſen
Staatsbeitrag die Schulen von den Gemeinden ſelber allein nicht auf
recht erhalten werden können. Zudem wäre da  8 Geſetz der
Vorläufer, Anfang ud Grundlage geweſen, durch ein nach
folgendes Geſetz alle noch beſtehenden konfeſſionellen Schulen U
unterdrücken. Der gefährliche Charakter der 0 für die bei der
zweiten Leſung ſogar Herr Dillon, der Führer der friſchen katholiſchen
Nationalpartei, eintrat, Urdeé inde  8  8 von den Katholiken und Ngli
anern (Sbald erkannt nd Im Land erho ſich agegen eine
mächtige Oppoſition. Mer ton 0 im Parlamen behauptet, ˙
preche auch Im Namen der oder faſt aller engliſchen Katholiken, aber
die engliſchen Katholiken wieſen dieſe Behauptung entrüſtet zurück
und die Biſchöfe erklärten die Beſtimmungen der Bill für ungerecht
und als gefährlich für den chriſtlichen Glauben Auch mn dem Komitee,
da  8 Parlamen mit der Beratung der Bill (traut ward, fand
dieſelbe hartnäckigen Widerſtand, daß ſchließlich Oiu George
Marks den Entwurf 5  Urückzog; da Komitee war nicht einmal ber den
erſten Paragraphen einig geworden. H Crrangen ſeit 1906 die 2

*4*

Seu⸗
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teidiger der chriſtlichen Schule 3zUum fünften Mal den Sieg über die
Anhänger der konfeſſionsloſen Staatsſchulen.

2  luch Deutſchland hatte ſeine Schuldebatte, hier Im Ab
geordnetenhaus für Preußen, dort für das Reich im Reichstage.In heiden Verhandlungen kam Es f  eilich einer prinzipiellenAusſprache, die aber im großen ganzen einer chriſtlichen SchuleNeigung entgegenbrachte nd große Einſtimmigkeit zeigte un
Bekämpfung der Sozialdemokratie nd threr Wünſche auf dem Ge
biete der Schule. Im Abgeordnetenhauſe geſchah die Erörterung bei
der zweiten Beratung de  8 Kultusetat Der ZentrumsabgeordneteDOr Dietrich eröffnete die Dehatte mit der Erklärung, daß E5 neben der
Kirche —  —  ache auch de Staates ſei, die religiöſen Grundlagen eines
Volkes pflegen. Für die einzelnen Religionen aber Orderte E 9Emäß Verfaſſung und Eigenart Freiheit In ihrem geſamten Wirken.
E  U  8 iſt deshalb der Katholik 3ur Forderung berechtigt, daß auch dort,In der Minderheit iſt, atholiſche Schulen finde, ferner daß die
geiſtliche Schulaufſicht In Stadt und Land beibehalten er 1
Bezüglich de heute wichtigen 0  Ite der Jugendpflege mußteder Redner bekennen, daß hier die Sozialdemokratie der Unterrichts—verwaltung zuvorgekommen —

ſt und dieſe ſomit eine Schuld Am An
vachſen der roten Internationalen trifft Im übrigen varen C8 die
alten, ſtet

25 éEuen Forderungen des Zentrums, die auch bei dieſer Ge
legenheit zum Ausdruck kamen.

Kultusminiſter Dr von Trott Stolz glaubte II ſeiner Er
widerung auf die allgemeinen Fragen Ni näher eingehen I ſollen,nachdem ohnehin ſeiner Anſicht nach die Verhältniſſe geordnetſeien, daß C von der einen noch von der anderen Clte Iit Rechtallgemeine Beſchwerden erhoben werden könnten. „Staat, Kirche, Ge
meinde und Elternhaus“, führte EeL aus, „ſind berufen, gemeinſam N
der Aufgabe der Erziehung Unſerer heranwachſenden Jugendarbeiten. Die Rechte de Staates tehen Eſt Ind die Mitwirkung der
Kirche iſt der Verfafſſung nd den Geſetzen gemäß. würde ES be
dauern“, fügte ELr gegen die liberalen Anwandlungen ſich wendend bei,
„wenn einer dieſer Faktoren, von denen ich geſprochen habe, dus AneremSchulweſen ausgeſchieden werden ſollte Erfreulich war die ablehnendeHaltung 2

⁰

Miniſters gegen ſozialdemokratiſche Lehrer. Die Worte,
die ET hier fand, Qren ſcharf und unzweideutig und ſtimmen ⁰mit dem überein, was wir Qus dem Munde Unſeres unvergeßlichenLueger 0 oft gehört „Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein Lehrer nicht
Sozialdemokrat ſein darf Wenn Sie ich die Grundſätze, die die So
zialdemokratie aufſtellt, vergegenwärtigen und bedenken, wa  8 emn
Mann al

17⁰ Lehrer die Schüler lehren hat, dann das In chneidendem Gegenſatz. N. 68 iſt ſchlechterdings unmöglich, daß ein *2  H
zialdemokrat Al Lehrer ſeinen Beruf ⁰ erfüllt, wie ihn erfüllenhat Der Mann, der ich innerlich zur Sozialdemokratie bekennt
und Lehrer bleibt, iſt gezwungen, tatſächlich 3 heucheln. Als ehrlicher
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Mann Ird Eer daraus die Konſequenzen 5  iehen Bekennt EL ſich auch
äußerlich 3ur Sozialdemokratie und glau trotzdem Lehrer bleiben

können, E muß eL ausſcheiden.“ Allſeitiger eifall lohnte die kernige
—  pra

Schlimmer noch ging Iit den ſozialiſtiſchen Forderungen der
Zentrumsabgeordnete Dr Heß Ins Gericht. Eem Syſtem getreu,
ſtellte der ſozialiſtiſche Abgeordnete Borchardt Schulforderungen, die
wohl auf den erſten Blick höchſt beſtechend ſind, in Wirklichkeit aber
niemals durchgeführ werden können, E —

chulklaſſen von uur
zehn Schülern, unentgeltliche Verpflegung CL Schüler und ihre
Bekleidung auf Staatskoſten; dabei 0 das ſchulpflichtige ter mit
dem ritten Lebensjahr beginnen. nter dem ſchallenden Gelächter
de Hauſes es Dr Heß darauf hin, daß die Verwirklichung der Vor
äge den Staat mit einer Mehrausgabe von étwa ſech Meilliarden
mehr belaſte, über deren Bedeckung die Sozialdemokratie ſich woh
weislich ausſchweige. Wie berechtigt und in gleicher Weiſe die In
ereſſen des Staates und Volkes berückſichtigend die Forderungen auch

ſie fanden natürlich den Beifall der Liberalen Ucht, ſondern
gaben ihnen ielmehr Veranlaſſung ù den niedrigſten Anwürfen.
Nach threm Hauptorgan der „Köln Zeitung“ hält da entrum IAII
mählich die Zeit für gekommen, die öffentlichen Schulen noch mehr
unter die Herrſchaft der — 6 bringen, als CeS Im FJahre 9E
chehen iſt Die Vorherrſcha der konfeſſionellen Schule iſt mn jenem
Fahre geſetzli feſtgelegt worden; worauf ES unſeren Ultramontanen
jetzt ankommt, das iſt, den Einfluß der Kirche, geſagt, de
Pfarrers von dem Religionsunterricht Qus auf den geſamten Schul⸗hetrieb auszudehnen, daß die Schule, namentlich wenn auch noch die
——

chulaufſicht in geiſtlichen Händen iegt, den Lehrern wie den Schülern
ganz nd gar al eine kirchliche Veranſtaltung erſcheint, bei der Staat
und Gemeinde N weiter 3 tun aben, als zahlen. 77 olche
Unterſtellungen ind ehäſſig und ſtehen auch mit der etzten Schul
debatte, wie ſie auf katholiſcher Seite eführt Uurde, n ſchreiendem
egenſatz, daß ſie eine Widerlegung nicht verdienen. Weniger an Ge

.äſſigkeit

mel,; wäre  2 vielleicht mehr Nd g9e auch wirkungsvoller geweſen
In beiden Punkten, der Wahrung de chriſtlichen Geiſtes und

der Verbannung der Sozialdemokratie Qus der Schule, timmte mit
dem preußiſchen Landtag der Reichstag überein, der die Schulfrage
Qus Anlaß der Etatsberatung des Reichsamtes de Innern erührte.
D  CL Zentrumsabgeordnete Or reu ertrat mit großem Geſchick
das religiöſe Moment I der Schule Großes Ufſehen Tregte 27⁰ hiebei
un der Verhandlung, als emn bekannter fortſchrittlicher Lehrer mn die
Worte ausbrach: „Was un die Trennung der Schule von
der Kirche betrifft, ˙ iſt zweifellos der Grundſatz richtig, daß die
Kirche den Theologen, die Schule den Pädagogen gehört Damit will
ich aber M agen, daß wir religionsloſe Schulen wünſchen oder den
Religionsunterricht aus der Schule verbannen wollen.“ Und auf den
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ihm gemachten Zuruf Das ſagt emn fortſchrittlicher &  ehrer, reagierte
der Redner mit erhobener Stimme: 7  b ich ein fortſchrittlicher
Lehrer bin oder nicht, das iſt meine Sache Jedenfalls hat das nichts
damit tun ch den Religionsunterricht In der
Schule für nötig.“

(Abgeſchloſſen AMIn Juni

Urze Fragen und Mlitteilungen.
(Nachträge Artikel (2 Heft, 288 ff) über die

Brevierreform ru nd die neuen Rubriken.)
Zu Q  eite 295 wird nachträglich Qus Trier gemeldet, daß eine Anzahl

älterer Prieſter In der Diözeſe ſind, die auf Grund eines päpſtlichen In
dultes noch das alte Breviarium Previrense benützen.

2 Seite — von Uunten iſt ungenau. Was geſagt wird, iſt
richtig vom Otheium PAaTVUI V.. nicht aber Toten⸗

offizium; Iun dieſem bleiben nämlich Pf 148 U. 149, nicht aber Pf 149
U 150 aus Derſelbe Fehler ehr wieder Seite 419, Zeile 2 von oben.

—  eite 5 In Schema iſt bei der atutin eines Festum
simplex der V.  *  S nach dem Pſalm de Feria CUrrenti. QS gilt
aber nicht für das Otfieium M. 1IN Sabbato; da iſt Versus
proprius zu nehmen, trotz tit 6.5 CS hätte n In den Nachtrags⸗
beſtimmungen der Ritenkonkregation 2  3 Jänner geſagt verden
müſſen, daf dieſer Versus proprius im Brevier zu ſtreichen ſei, was nicht
der V all iſt

luf —  —  * 305 ſollten im Schema die Wẽ

orte „IU Alhbis“
trihen werden. Dominica 1N AIbis iſt nämlich jetzt vollſtändig nach
Schema zu beten, werden die Antiphonen I Matutin, Laudes
und Vesper verdoppelt.

Auf Seite 310 ſind im Mittelfelde des Schemas der Kommeée—
moration Qan dupl. 11 C ausgefallen die Worte: simplicis U Laudibus
Et NMissa privata. Seite 313, 9 iſt richtig.

V  inz Spiritual Dr Joſ Groſam.
II (Devotionsfeiertage.) —  — Cta Apostolicae Sedis

(IV 340 enthalten folgendes Schreiben der N

vonm V  (Qi hinſichtlich der Feiertage: „Von ſehr vielen Seiten her
gelangten Qan die heilige Konzilskongregation inſtändige Bitten, daf alle
oder doch einige jener Feſttage, welche durch das Apoſtoliſche Schreiben vom

*  Uli Au der Reihe der gebotenen Feiertage geſtrichen vorden
ſind, beibehalten werden möchten, ſowoh! dem ſehnlichen und frommen
Verlangen der Gläubigen zu willfahren, wie auch Qus anderen Gründen
okaler Natur Beſonders aber wurde gebeten, daß da Fronleichnamsfeſt
mit feierlicher Prozeſſion wie rüher Qun Donnerstag nach dem Dreifaltig⸗


